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Zusätzliche Erklärung 
- Erkrankungen der Wirbelsäule und der Gelenke - 

 
Antragsnummer:        

Zu versichernde Person  

Name, Vorname:        

Geburtsdatum:        

 
1. Wie wurde die Erkrankung ärztlicherseits bezeichnet 

(z. B. Bandscheibenvorfall, Ischias, Hexenschuss, Skoliose, Kyphose, Muskelverspan-
nung, Rheuma, Gelenkentzündungen, Arthrose, usw.)? 

  
 
2. Von wann bis wann waren Sie deswegen in ärztlicher Behandlung? 
  

 Name und Anschrift des Arztes? 
  

  
 
3. Welche Beschwerden hatten bzw. haben Sie (z. B. Rücken- und Wirbelsäulenbeschwer-

den an Hals-, Brust- oder Lendenwirbelsäule, Schmerzen in den Beinen, Gelenkschmer-
zen oder –schwellungen usw.)? 

  

  
4. Wann und wie oft hatten Sie insgesamt Beschwerden und waren deshalb in Behand-

lung? 
  
          vor weniger als einem Jahr          einmalig Beschwerden 

          vor 1 – 3 Jahren          mehrmals (bis zu 3x) 

          vor 3 – 5 Jahren          mehrmals (öfter als 3x) 

          vor mehr als 5 Jahren          andauernd/chronisch 

   
5. Über welchen Zeitraum hatten Sie Beschwerden? 
  
 von:  bis:   
  
6. Waren Sie aufgrund Ihrer Beschwerden innerhalb der letzten 5 Jahre arbeitsunfähig? 
  
          Nein 

          Ja, insgesamt ≤ 5 Tage         von (Monat/Jahr)  bis  

          Ja, insgesamt > 5 Tage         von (Monat/Jahr)  bis  
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7. Welche Gelenke sind betroffen?  

           rechts                      links 
 
8. Besteht eine Beinverkürzung?  
  nein                             
                                                          

        ja          rechts                      links cm:  
   
9. Besteht eine Wirbelsäulenverkrümmung? 
  

       nein 
  

       ja 
  
 In welchem Wirbelsäulenbereich? Ggf. Grad, wenn bekannt: 
  

 
  
10. Welche Behandlungen werden/wurden durchgeführt? 
  
        Krankengymnastik/Physiotherapie von/bis:  
        Medikamente welche?  
        Stationäre Behandlung/Kuren von/bis:  
 

       Operation wann?  
 

              Art der OP:  
        Sonstige:   

 
 

 

11. 
 

Sind weitere Untersuchungen und/oder Behandlungen geplant? 
  
        nein 

        ja              Art, Umfang, Zeitpunkt:  

  

  
12. Wurde eine Röntgenuntersuchung oder MRT durchgeführt? (Ggf. Befund/Bild beifügen.) 
  ja  nein 

 Wann und mit welchem Befund? 
  

 
  
13. Wurde eine Knochendichtemessung durchgeführt? 
  

       ja                      nein 
 

 
 

Wann und mit welchem Befund? 
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14. Ist Ihnen die Ursache für Ihre Gelenk- bzw. Wirbelsäulenbeschwerden /-erkrankungen 
bekannt? 

  nicht bekannt  

  Verletzung:  

        degenerative Veränderungen (Verschleiß) 

        rheumatische Erkrankung 

        Gelenkfehlstellung                         angeboren           erworben 

        Wirbelfehlstellung                          angeboren           erworben 

        sonstige Ursachen: 
   
   

15. Sind die betroffenen Gelenke bzw. die Wirbelsäule im Rahmen Ihrer beruflichen Tätigkeit 
einer besonderen Belastung ausgesetzt oder werden die genannten Beschwerden 
dadurch verstärkt? 

        nein 

        ja, nämlich:  

   16. Haben Sie aufgrund Ihrer Beschwerden einen Berufswechsel vorgenommen oder wurde 
dies empfohlen? 

  

        nein berufliche Tätigkeit:  

        ja Wann?  
   alter Beruf:  

  neuer Beruf:  

  
17. Seit wann sind Sie völlig beschwerdefrei? 
  
 

18. Welche Folgen sind ggf. zurückgeblieben? 
  
 
Bitte fügen Sie evtl. vorliegende ärztliche Unterlagen/Untersuchungsergebnisse in Kopie bei. 
 
 
Bitte lesen Sie die Hinweise auf die Rechtsfolgen der Verletzung der vorvertraglichen Anzei-
gepflicht. 
 
Diese Fragen und Ihre Antworten sind Bestandteil des Antrages. 
 
 
 

  

Ort, Datum  Unterschrift der zu versichernden Person 
bei Minderjährigen: Unterschrift des gesetzlichen Vertreters – 
beide Elternteile oder Vormund 
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
 
Bestandteil des Angebots sind einige Fragen an die zu versichernde Person. Versicherungsnehmer und zu versichernde 
Person sind für die korrekte Beantwortung verantwortlich. Die Antworten sind Grundlage für die weitere Bearbeitung des 
Angebots und werden Bestandteil des Versicherungsvertrags. 
Wichtig für uns ist die Angabe aller Ihnen bekannten Gefahrumstände, die unsere Entscheidung beeinflussen können, den 
Vertrag mit dem gewünschten Inhalt abzuschließen. Anzugeben sind auch Umstände, die möglicherweise für Sie keine 
oder nur geringere Bedeutung haben. 
 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach de-
nen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn 
Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, 
bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. Zusätzlich haben Sie Anspruch auf die Auszahlung eines ggf. vorhandenen Rückkaufs-
wertes. 
 
2. Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
 
3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzu-
geben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 
für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.  
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, 
wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 
 
5. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich 
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem 
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 


